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Â 

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des Landessozialgerichts
Badenâ��WÃ¼rttemberg vom 24.Â Oktober 2018 aufgehoben und die Berufung des
KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Karlsruhe vom 2.Â MÃ¤rz 2017
zurÃ¼ckgewiesen.

Der KlÃ¤ger trÃ¤gt auch die Kosten des Berufungsâ�� und Revisionsverfahrens.

Der Streitwert wird auf 5000Â Euro festgesetzt.

Â 

G r Ã¼ n d e :

I
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1

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Befugnis des KlÃ¤gers, als
VerfahrensbevollmÃ¤chtigter in einem Widerspruchsverfahren zur Feststellung
eines hÃ¶heren Grades der Behinderung (GdB) aufzutreten.

Â 

2

Der KlÃ¤ger bezeichnet sich als Rechtsbeistand fÃ¼r Sozialâ�� und Rentenrecht. Er
besaÃ� seit dem 20.9.1977 eine vom PrÃ¤sidenten desÂ AG Karlsruhe nach ArtÂ 1
Â§Â 1 AbsÂ 1 Rechtsberatungsgesetz (RBerG) erteilte Erlaubnis zur Besorgung
fremder Rechtsangelegenheiten mit der BeschrÃ¤nkung auf das Rechtsgebiet der
gesetzlichen Rentenversicherung. Hierzu erteilte ihm der PrÃ¤sident des LSG
Badenâ��WÃ¼rttemberg am 14.11.1977 die Erlaubnis zum mÃ¼ndlichen
Verhandeln vor dem SG Karlsruhe und dem LSG Badenâ��WÃ¼rttemberg. Die
Erlaubnis wurde in der Folgezeit vom PrÃ¤sidenten des AG Karlsruhe am 14.4.1980
ohne Geltung fÃ¼r die mÃ¼ndliche Verhandlung vor Gericht auf das Gebiet der
Berechnung von Rentenanwartschaften und Aussichten auf eine Versorgung
gemÃ¤Ã� Â§Â 1587a AbsÂ 2 NrÂ 2 BGB, Â§Â§Â 1304Â ff RVO erweitert und am
30.6.1982 fÃ¼r den Sachbereich â��Rentenberaterâ�� (Original
â��Rentenberaternâ��) erteilt. Der PrÃ¤sident des LSG Badenâ��WÃ¼rttemberg
erweiterte am 24.1.1984 die bisherige Erlaubnis zum mÃ¼ndlichen Verhandeln vor
dem SG Karlsruhe und dem LSG Badenâ��WÃ¼rttemberg auf den Sachbereich
â��Rentenberatungâ�� iS des ArtÂ 1 Â§Â 1 AbsÂ 1 SatzÂ 2 NrÂ 1 RBerG. Auf
Anfrage des KlÃ¤gers fÃ¼hrte der PrÃ¤sident des LSG Baden-WÃ¼rttemberg mit
Schreiben vom 10.8.2004 aus, nachdem die VerfÃ¼gung vom 24.1.1984 den
Sachbereich â��Rentenberatungâ�� abdecke, bedÃ¼rfe es fÃ¼r das Sachgebiet
â��Versorgungsâ�� und Schwerbehindertenrechtâ�� keines besonderen Hinweises
in der ErlaubnisverfÃ¼gung. Der PrÃ¤sident desÂ AG Karlsruhe teilte auf eine
weitere Anfrage des KlÃ¤gers unter dem 15.2.2005 mit, die 1977 und 1982 erteilte
Erlaubnis zur Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten auf dem Sachgebiet
â��Rentenberatungâ�� beziehe sich auch auf das Schwerbehindertenrecht.

Â 

3

Nach EinfÃ¼hrung des Rechtsdienstleistungsgesetzes (RDG) registrierte das AG
Karlsruhe den KlÃ¤ger am 7.10.2008 und 19.12.2008 antragsgemÃ¤Ã� im
Rechtsdienstleistungsregister als â��registrierter Erlaubnisinhaberâ�� mit dem
Inhalt â��Rechtsbeistand auf dem Gebiet des Sozial- und Rentenrechts;
Rechtsbeistand/Prozessagent mit Befugnis nach Â§Â 73 AbsÂ 6 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) vor den Gerichten der SozialgerichtsbarkeitÂ â�¦Â auf dem Gebiet des
Sozialâ�� und Rentenrechts mÃ¼ndlich zu verhandelnâ��. Am 27.3.2009 erfolgte
eine ErgÃ¤nzung mit dem Inhalt: â��Erlaubnis zur geschÃ¤ftsmÃ¤Ã�igen Besorgung
fremder Rechtsangelegenheiten auf dem Gebiet des Schwerbehinderten- und
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Kassenarztrechts sowie auf dem Gebiet der gesetzlichen Kranken- und
Pflegeversicherung. Eingeschlossen ist die Erlaubnis zum mÃ¼ndlichen Verhandeln
vor allen Sozial- und LandessozialgerichtenÂ â�¦â��. Nach einem
ZustÃ¤ndigkeitswechsel zum PrÃ¤sidenten des LG Karlsruhe wurde diese
Eintragung am 2.4.2015 aktualisiert und erneut bekanntgemacht. Hierzu teilte der
PrÃ¤sident des LGÂ Karlsruhe als nunmehr zustÃ¤ndige RegistrierungsbehÃ¶rde mit
Schreiben vom 29.6.2016 dem KlÃ¤ger auf Anfrage ua mit, dass der Umfang der
Erlaubnis im Rechtsdienstleistungsregister so genau bezeichnet sei, dass die
registrierte Person bereits vor Inkrafttreten des RDG auch in Verfahren des
Krankenversicherungsâ��, Pflegeversicherungsâ�� und Schwerbehindertenrechts
ohne konkreten Rentenbezug im Einzelfall zur Vertretung berechtigt gewesen sei. 

Â 

4

Auf der Grundlage der erteilten Erlaubnisse und vorgenommenen Registrierungen
Ã¼bernahm der KlÃ¤ger die Vertretung in einem Widerspruchsverfahren des P W
(nachfolgend: W) gegen einen Bescheid des Beklagten vom 22.9.2016, mit dem
dieser einen GdB von lediglich 30 ab dem 29.7.2016 festgestellt hatte. Nach
AnhÃ¶rung vom 13.10.2016 und ergÃ¤nzender Stellungnahme des KlÃ¤gers vom
17.10.2016 wies der Beklagte den KlÃ¤ger als BevollmÃ¤chtigten zurÃ¼ck, weil
registrierte Rentenberater, einschlieÃ�lich derer mit einer Alterlaubnis nach dem
RBerG, in Angelegenheiten des Schwerbehindertenrechts nur dann befugt seien
aufzutreten, wenn ein konkreter Zusammenhang mit Rentenfragen bestehe 
(Bescheid vom 27.10.2016; Widerspruchsbescheid vom 6.12.2016). AnschlieÃ�end
wies der Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 27.7.2017 auch den Widerspruch
im GdB-Feststellungsverfahren zurÃ¼ck.

Â 

5

Die auf Feststellung der Rechtswidrigkeit der ZurÃ¼ckweisung als
VerfahrensbevollmÃ¤chtigter gerichtete Klage hat das SG abgewiesen, weil es der
Angelegenheit am erforderlichen Rentenbezug nach Â§Â 10 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 2
RDG fehle. Ein solcher mÃ¼sse auch nach der unter Geltung des RBerG erteilten
Alterlaubnis gegeben sein (Urteil vom 2.3.2017). Auf die Berufung des KlÃ¤gers hat
das LSG festgestellt, dass der KlÃ¤ger berechtigt gewesen sei, in der
Schwerbehindertenangelegenheit des W aufzutreten (Urteil vom 24.10.2018). Zur
BegrÃ¼ndung hat es ua ausgefÃ¼hrt: Die ZurÃ¼ckweisung des KlÃ¤gers im
Widerspruchsverfahren desÂ W sei zu Unrecht erfolgt. Die selbststÃ¤ndige
Erbringung auÃ�ergerichtlicher Rechtsdienstleistungen sei in dem Umfang
zulÃ¤ssig, in dem sie durch das RDG oder durch oder aufgrund anderer Gesetze
erlaubt werde. Diese Erlaubnis ergebe sich zwar nicht aus der Alterlaubnis des
KlÃ¤gers, weil diese allein fÃ¼r den Bereich â��Rentenberatungâ�� erteilt worden
sei, in dem Sinne, dass das TÃ¤tigwerden Renten betreffen mÃ¼sse. Die Vertretung
weise indes keinen konkreten Rentenâ��Â oder Versorgungsbezug auf. Der 1967
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geboreneÂ W kÃ¶nne noch keine Altersrente fÃ¼r schwerbehinderte Menschen
beantragen und habe auch sonst keine vergleichbaren VersorgungsansprÃ¼che.

Â 

6

Eine Erlaubnis fÃ¼r die vom KlÃ¤ger erbrachte auÃ�ergerichtliche
Rechtsdienstleistung ergebe sich aber aus der Registrierung im
Rechtsdienstleistungsregister. Diese erlaube ihm, auÃ�ergerichtliche
Rechtsdienstleistungen auf dem Gebiet des Schwerbehindertenrechts ohne
konkreten Renten- oder Versorgungsbezug zu erbringen. Die Registrierung stelle
einen Verwaltungsakt dar, dessen Feststellungen Tatbestandswirkung gegenÃ¼ber
anderen BehÃ¶rden bzw Gerichten zukomme. Dies ergebe sich aus Â§Â 1 AbsÂ 3
SatzÂ 2 RDGâ��EinfÃ¼hrungsgesetz (RDGEG), wonach Erlaubnisinhaber, deren
Erlaubnis sich auf andere Bereiche erstrecke oder deren Befugnisse Ã¼ber die in 
Â§Â 10 AbsÂ 1 RDG geregelten Befugnisse hinausgingen, als â��registrierte
Erlaubnisinhaberâ�� registriert seien. Der Beklagte sei deshalb im
ZurÃ¼ckweisungsverfahren an die Tatbestandswirkung der Registrierung gebunden
gewesen.

Â 

7

Mit seiner Revision rÃ¼gt der Beklagte einen VerstoÃ� gegen Â§Â 1 AbsÂ 3 SatzÂ 2
RDGEG. Mit der Annahme einer Drittbindungswirkung werde der Beklagte von
sÃ¤mtlichen materiellen Einwendungen in Bezug auf die Vertretungsbefugnis
ausgeschlossen und die Registrierung einer gerichtlichen
RechtmÃ¤Ã�igkeitskontrolle entzogen. Hierin liege ein VerstoÃ� gegen die
Rechtsschutzgarantie des ArtÂ 19 AbsÂ 4 GG und die Verfahrensgrundrechte aus 
ArtÂ 101 AbsÂ 1 SatzÂ 2 und ArtÂ 103 AbsÂ 1 GG.

Â 

8

Der Beklagte beantragt,
das Urteil des Landessozialgerichts Badenâ��WÃ¼rttemberg vom 24.Â Oktober
2018 aufzuheben und die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des
Sozialgerichts Karlsruhe vom 2.Â MÃ¤rz 2017 zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

9

Der KlÃ¤ger beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.
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Er hÃ¤lt das vorinstanzliche Urteil fÃ¼r zutreffend. Die ihm im Jahr 1977 erteilte
Erlaubnis nach ArtÂ 1 Â§Â 1 AbsÂ 1 RBerG in der damals gÃ¼ltigen Fassung habe
eine Vertretung im Schwerbehindertenrecht ohne Bezug zur gesetzlichen
Rentenversicherung umfasst. Die im Rechtsdienstleistungsregister eingetragene
Erlaubnis habe auch fÃ¼r den Fall ihrer Fehlerhaftigkeit Bestandskraft. Anderenfalls
werde beantragt, das AG Karlsruhe als erlaubniserteilende BehÃ¶rde beizuordnen.

Â 

II

Â 

11

Die statthafte Revision des Beklagten ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet (Â§Â 170
AbsÂ 2 SatzÂ 1 SGG). Das Urteil des LSG ist aufzuheben und die Berufung des
KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen. Der KlÃ¤ger war nicht berechtigt, im
Widerspruchsverfahren des W zur Feststellung eines hÃ¶heren GdB als
VerfahrensbevollmÃ¤chtigter aufzutreten. Der ZurÃ¼ckweisungsbescheid vom
27.10.2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 6.12.2016 (Â§Â 95 SGG)
war bis zu seiner Erledigung rechtmÃ¤Ã�ig und verletzte den KlÃ¤ger nicht in
seinen Rechten.

Â 

12

A.Â Einer Sachentscheidung des Senats stehen keine prozessualen Hindernisse
entgegen. Die Vorinstanzen haben zu Recht die Fortsetzungsfeststellungsklage (
Â§Â 131 AbsÂ 1 SatzÂ 3 SGG) des KlÃ¤gers fÃ¼r zulÃ¤ssig erachtet, weil dieser ein
berechtigtes Interesse an der Feststellung der Rechtswidrigkeit des Bescheids vom
27.10.2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 6.12.2016 hat. Der
ZurÃ¼ckweisungsbescheid hat sich mit Abschluss des Widerspruchsverfahrens
nach dem Schwerbehindertenrecht auf andere Weise erledigt (vgl Â§Â 39 AbsÂ 2
SGBÂ X). Das erforderliche Feststellungsinteresse des KlÃ¤gers ergibt sich
insbesondere daraus, dass fÃ¼r weitere Widerspruchsverfahren seiner Mandanten
nach dem SGBÂ IX Wiederholungsgefahr besteht (vgl Senatsurteil vom 14.11.2013
â��Â BÂ 9Â SB 5/12Â RÂ â�� BSGE 115, 18 =Â SozR 4â��1300 Â§Â 13 NrÂ 1,
RdNrÂ 25 mwN).

Â 
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B.Â Der Beklagte hat den KlÃ¤ger zu Recht als VerfahrensbevollmÃ¤chtigten
zurÃ¼ckgewiesen, weil er als Rentenberater nicht berechtigt war, W im
Widerspruchsverfahren zur Feststellung eines hÃ¶heren GdB ohne konkreten
Rentenbezug zu vertreten. Ein Beteiligter iS von Â§Â 10 SGBÂ X kann sich in einem
Verwaltungsverfahren durch einen BevollmÃ¤chtigten vertreten lassen (Â§Â 13
AbsÂ 1 SatzÂ 1 SGBÂ X). Dies gilt auch fÃ¼r das Vorverfahren (Â§Â 62 SGBÂ X iVm 
Â§Â 83 SGG). FÃ¼r dessen DurchfÃ¼hrung war der Beklagte als nÃ¤chst hÃ¶here
BehÃ¶rde zustÃ¤ndig (Â§Â 85 AbsÂ 2 SatzÂ 1 NrÂ 1 SGG iVm Â§Â 1 AbsÂ 2 des
Gesetzes Ã¼ber die Versorgungsverwaltung Badenâ��WÃ¼rttemberg vom
1.7.2004, GVBl SÂ 469, 532). Nach Â§Â 13 AbsÂ 5 SGBÂ X (idF des Vierten Gesetzes
zur Ã�nderung verwaltungverfahrensrechtlicher Vorschriften vom 11.12.2008, 
BGBlÂ I 2418) sind BevollmÃ¤chtigte und BeistÃ¤nde jedoch zurÃ¼ckzuweisen,
wenn sie entgegen Â§Â 3 RDG (idF des am 1.7.2008 in Kraft getretenen ArtÂ 1 des
Gesetzes zur Neuregelung des Rechtsberatungsrechts vom 12.12.2007, BGBlÂ I
2840) Rechtsdienstleistungen erbringen. Die selbststÃ¤ndige Erbringung
auÃ�ergerichtlicher Rechtsdienstleistungen (dazu unter 1.) ist danach nur in dem
Umfang zulÃ¤ssig, in dem sie durch dieses Gesetz (dazu unter 2.) oder durch oder
aufgrund anderer Gesetze (dazu unter 3.) erlaubt wird.

Â 

14

1. Eine Rechtsdienstleistung ist nach der Legaldefinition in Â§Â 2 AbsÂ 1 RDG (idF
des Gesetzes vom 12.12.2007, aaO) jede TÃ¤tigkeit in konkreten fremden
Angelegenheiten, sobald sie eine rechtliche PrÃ¼fung des Einzelfalls erfordert. Dies
ist bei einem Rechtsbehelfsverfahren wie einem Widerspruchverfahren der Fall.
Zwar hat der Senat zu einem Antragsverfahren bei Erstfeststellung nach dem
Schwerbehindertenrecht entschieden, dass die Mitwirkung noch keine gesonderte
rechtliche PrÃ¼fung im Einzelfall erfordert (vgl Senatsurteil vom 14.11.2013
â��Â BÂ 9Â SB 5/12Â RÂ â�� BSGEÂ 115, 18 =Â SozR 4â��1300 Â§Â 13 NrÂ 1,
RdNrÂ 33), ohne damit den Begriff der â��rechtlichen PrÃ¼fungâ�� iS des Â§Â 2
AbsÂ 1 RDG abschlieÃ�end klÃ¤ren zu wollen (vgl Senatsurteil vom 14.11.2013, 
aaO, RdNrÂ 31Â f; ebenso BSG Urteil vom 28.3.2019 â��Â BÂ 10Â KG 1/18Â RÂ â�� 
BSGEÂ 128,Â 15 =Â SozR 4â��1300 Â§Â 13 NrÂ 3, RdNrÂ 21 mwN). Nach Erlass
eines Erstbescheids im Schwerbehindertenverfahren wird jedoch im Rahmen des
Widerspruchsverfahrens eine echte (eigene) rechtliche PrÃ¼fung des Einzelfalls
durch den BevollmÃ¤chtigten iS des Â§Â 2 AbsÂ 1 RDG erforderlich, wenn es darum
geht, ob vor dem Hintergrund der rechtlichen Voraussetzungen und der
bestehenden gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen Widerspruch eingelegt werden
soll. Aus dem Ergebnis dieser PrÃ¼fung folgt dann ggf in einem dem
Gerichtsverfahren vorgeschalteten auÃ�ergerichtlichen Vorverfahren iS des Â§ 83
SGG die Einlegung und BegrÃ¼ndung des Widerspruchs (vgl Senatsurteil vom
14.11.2013 â��Â BÂ 9Â SB 5/12Â RÂ â�� BSGEÂ 115, 18 =Â SozR 4â��1300 Â§Â 13
NrÂ 1, RdNrÂ 36 undÂ 37).

Â 
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2. Die danach als auÃ�ergerichtliche Rechtsdienstleistung zu qualifizierende
TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers als BevollmÃ¤chtigter im Widerspruchsverfahren des W war
nach Â§Â 3 RDG weder aufgrund besonderer Sachkunde nach Â§Â 10 AbsÂ 1
SatzÂ 1 NrÂ 2 RDG (dazuÂ unter a) noch im Zusammenhang mit einer anderen
TÃ¤tigkeit nach Â§Â 5 AbsÂ 1 SatzÂ 1 RDG (dazuÂ unter b) erlaubt.

Â 

16

a)Â Rentenberater, die bei der zustÃ¤ndigen BehÃ¶rde registriert sind (registrierte
Personen), dÃ¼rfen aufgrund besonderer Sachkunde Rentenberatung auf dem
Gebiet der gesetzlichen Rentenâ�� und Unfallversicherung, des sozialen
EntschÃ¤digungsrechts, des Ã¼brigen Sozialversicherungsâ�� und
Schwerbehindertenrechts mit Bezug zu einer gesetzlichen Rente sowie der
betrieblichen und berufsstÃ¤ndischen Versorgung erbringen (Â§Â 10 AbsÂ 1 SatzÂ 1
NrÂ 2 RDG idF des Gesetzes vom 12.12.2007, aaO). Nicht ausreichend ist ein
lediglich abstrakter Zusammenhang mit Rentenfragen (so Werling, Die
Zulassungspraxis von Rentenberatern, rvÂ 2015, 99, 106). Vielmehr muss ein
konkreter Bezug â�� dh ein Bezug zu einer bestimmten (â��zu erwartendenâ��)
Rente â�� bestehen. Diesen Standpunkt hat der Senat bereits in seiner
Entscheidung vom 16.12.2014 (BÂ 9Â SB 3/13Â R â��Â SozR 4â��1200 Â§Â 66
NrÂ 7 RdNrÂ 14Â â��Â 16) eingenommen, ohne seinerzeit abschlieÃ�end
entscheiden zu mÃ¼ssen. Anlass, diesen Standpunkt aufzugeben, sieht der Senat
nicht. Denn er orientiert sich eng am Wortlaut und dem Gesetzeszweck auf der
Grundlage der Entstehungsgeschichte der gesetzlichen Regelung, die
ausdrÃ¼cklich hervorhebt, dass Ã¼ber die spezifisch rentenrechtlichen Gebiete
hinaus die TÃ¤tigkeit der Rentenberater in ihrem Kern auch weitere Bereiche des
Sozialversicherungsrechts und des Schwerbehindertenrechts umfassen kann, die im
Zusammenhang mit Rentenfragen stehen. Indes muss auch dann stets ein
konkreter Bezug zu einer gesetzlichen Rente bestehen und auch im Hinblick auf das
Schwerbehindertenrecht ist danach entscheidend, ob ein solcher Bezug zu
rentenrechtlichen Fragestellungen gegeben ist (BT-Drucks 16/3655 S 64). 

Â 

17

Zwar wurde bereits zur VorgÃ¤ngerregelung im RBerG (idF des Gesetzes vom
18.8.1980, BGBlÂ I 1503) die Ansicht vertreten, dass unter seiner Geltung
insbesondere auf dem Gebiet des Schwerbehindertenrechts aufgrund der engen
Verzahnung von Rentenâ�� und Schwerbehindertenrecht kein konkreter
Rentenbezug erforderlich sei. Der Gesetzgeber habe nach ArtÂ 1 Â§Â 1 AbsÂ 1
SatzÂ 2 NrÂ 1 RBerG den Begriff des Rentenberaters umfassend verstanden (unter
Hinweis auf BTâ��Drucks 8/4267 SÂ 22 zB LSG Badenâ��WÃ¼rttemberg Urteile
vom 7.8.2013 â��Â LÂ 3Â SB 3340/12Â â�� juris RdNrÂ 23 und vom 20.6.2013
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â��Â LÂ 6Â SB 1692/12Â â�� juris RdNrÂ 26Â ff; VG Mainz Urteil vom 18.2.2011
â��Â 4Â K 642/10.MZÂ â�� juris RdNrÂ 31Â ff, jeweils mwN). TatsÃ¤chlich sind nach
der Reform 1980 die erteilten Erlaubnisse auch deutlich umfassender gewesen als
die nach frÃ¼herem Recht (vgl Werling, Die Zulassungspraxis von Rentenberatern,
rvÂ 2015, 99, 102 mwN).

Â 

18

Die hÃ¶chstrichterliche Rechtsprechung ist demgegenÃ¼ber bereits unter Geltung
des RBerG vom 18.8.1980 (aaO) davon ausgegangen, dass fÃ¼r das TÃ¤tigwerden
eines Rentenberaters stets ein konkreter Rentenbezug bestehen muss. Aus einer
weitergehenden Zulassungspraxis zur Erlaubniserteilung kann nichts anderes
hergeleitet werden (vgl bereits Senatsurteil vom 16.12.2014 â��Â BÂ 9Â SB 3/13Â R
Â â�� SozRÂ 4â��1200 Â§Â 66 NrÂ 7 RdNrÂ 17 mwN). Der Begriff
â��Rentenberaterâ�� setzt nach der Wortbedeutung eindeutig einen Bezug zu einer
gesetzlichen Rente voraus und hat eine begrenzende QualitÃ¤t etwa im Vergleich
zu dem vom Gesetzgeber nicht gewÃ¤hlten Begriff â��Sozialrechtsberaterâ��. Zwar
steht in der GesetzesbegrÃ¼ndung zum RBerG vom 18.8.1980 (aaO), dass der
Begriff des Rentenberaters â��umfassendâ�� zu verstehen ist (vgl BTâ��Drucks
8/4277 SÂ 22). Dort wird jedoch weiter ausgefÃ¼hrt, die Erlaubnis soll nicht nur
Personen erteilt werden, die auf dem Gebiet der Sozialrenten beraten, sondern zB
auch solchen, die auf dem Gebiet der betrieblichen Altersversorgung oder dem
Versorgungsrecht tÃ¤tig sind. Danach wird durch das Wort â��umfassendâ�� im
Gesamtkontext lediglich klargestellt, dass der Rentenberater nicht ausschlieÃ�lich
fÃ¼r die Beratung hinsichtlich der gesetzlichen Rente tÃ¤tig werden darf, sondern
insgesamt im Bereich der Altersvorsorge (vgl hierzu die umfassende Darstellung in
BSG Urteil vom 21.3.2002 â��Â BÂ 7Â AL 64/01Â RÂ â�� SozRÂ 3â��1300 Â§Â 13
NrÂ 7 SÂ 30Â â��Â 33; ebenso auch OVG Schleswig Urteil vom 26.3.2015
â��Â 3Â LB 2/14Â â�� BeckRSÂ 2015, 125548 RdNrÂ 32 mwN).

Â 
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Zu ArtÂ 1 Â§Â 1 AbsÂ 1 SatzÂ 2 NrÂ 1 RBerG hat das BSG hiervon ausgehend im
Einzelnen dargelegt, dass Wortlaut, Entstehungsgeschichte sowie Schutzzweck des
RBerG eine enge Auslegung gebieten, nach der das TÃ¤tigwerden des
Rentenberaters Renten betreffen muss (vgl zur Arbeitslosenversicherung
ausfÃ¼hrlich: BSG Urteil vom 21.3.2002 â��Â BÂ 7Â AL 64/01Â RÂ â�� 
SozRÂ 3â��1300 Â§Â 13 NrÂ 7 SÂ 30Â ff mwN; BSG Urteil vom 6.3.1997
â��Â 7Â RAr 20/96Â â�� SozRÂ 3â��1300 Â§Â 13 NrÂ 4 SÂ 14Â ff mwN; vgl
ebenfalls BTâ��Drucks 16/3655 SÂ 64). Schon nach der VorgÃ¤ngerregelung zum
RDG waren die Voraussetzungen eines rentenâ�� oder versorgungsrechtlichen
Tatbestands erforderlich, um das vom Gesetz vorgesehene Zusammenspiel von
Schwerbehindertenrecht und Rentenversicherungsâ�� bzw Versorgungsrecht zu
ermÃ¶glichen (vgl ebenfalls zur Arbeitslosenversicherung: BVerfG Beschluss vom
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22.12.2000 â��Â 1Â BvR 717/97Â â�� SozRÂ 3â��1300 Â§Â 13 NrÂ 6 SÂ 25 unter
BestÃ¤tigung von BSG Urteil vom 6.3.1997 â��Â 7Â RAr 20/96Â â�� 
SozRÂ 3â��1300 Â§Â 13 NrÂ 4). Denn Ausgangsâ�� und Endpunkt der
Rentenberatung war auch nach dem RBerG die zu erwartende Rente (vgl BVerfG
Beschluss vom 5.5.1987 â��Â 1Â BvR 981/81Â â�� BVerfGEÂ 75, 284, 301). Ein
TÃ¤tigwerden im Schwerbehindertenrecht ohne konkreten Bezug zu einer Rente
ergibt sich somit auch nach dem RBerG nicht.

Â 
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Die enge Auslegung nach ArtÂ 1 Â§Â 1 AbsÂ 1 SatzÂ 2 NrÂ 1 RBerG hat Â§Â 10
AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 2 RDG fÃ¼r den Fall einer fachÃ¼bergreifenden
Rentenberatung Ã¼bernommen, soweit diese fÃ¼r eine ordnungsgemÃ¤Ã�e
GeschÃ¤ftsbesorgung mit Rentenbezug erforderlich ist (vgl BTâ��Drucks 16/3655
SÂ 64, unter Bezugnahme auf BSG Urteil vom 5.11.1998 â��Â BÂ 11Â AL 31/98Â R
Â â�� BSGEÂ 83, 100, 103 =Â SozR 3â��1300 Â§Â 13 NrÂ 5 SÂ 21). Eine Beratungs-
und Vertretungsbefugnis auf dem Gebiet des Schwerbehindertenrechts besteht
fÃ¼r Rentenberater nach Â§Â 10 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 2 RDG folglich nur bei einem
konkreten Bezug zu einer gesetzlichen Rente oder zu Versorgungsleistungen.

Â 
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Der erforderliche konkrete Bezug zu einer gesetzlichen Rente hat hier im
Widerspruchsverfahren wegen der Feststellung eines hÃ¶heren GdB nicht
vorgelegen. Nach den Feststellungen des LSG (Â§Â 163 SGG) war der 1967
geborene W zum Zeitpunkt der Ablehnung des KlÃ¤gers als BevollmÃ¤chtigter in
dessen Schwerbehindertenverfahren keine 52Â Jahre alt; ein Rentenantrag war
nicht gestellt oder unmittelbar zu erwarten, vergleichbare VersorgungsansprÃ¼che
wurden nicht geltend gemacht. Auf die Anerkennung als schwerbehinderter Mensch
fÃ¼r den Bezug einer Altersrente fÃ¼r schwerbehinderte Menschen nach Â§Â 37
SatzÂ 1 NrÂ 2 SGBÂ VI iVm Â§Â 2 AbsÂ 2 SGBÂ IX konnte es fÃ¼r W ebenfalls nicht
ankommen, weil die vorzeitige Inanspruchnahme dieser Altersrente erst ab
Vollendung des 62.Â Lebensjahres mÃ¶glich ist (Â§Â 37 SatzÂ 2 SGBÂ VI). Ab wann
eine zu â��erwartende Renteâ�� bei einer beabsichtigten Antragstellung
angenommen werden kann, braucht der Senat vorliegend nicht zu entscheiden, weil
eine entsprechend beabsichtigte Antragstellung des W weder festgestellt ist noch
vom KlÃ¤ger behauptet wird. Zu Recht hat das LSG auch ausgefÃ¼hrt, dass sich ein
konkreter Renten- oder Versorgungsbezug nicht bereits aus den Regelungen des 
Â§Â 109 SGBÂ VI (Renteninformation und Rentenauskunft) und des Â§Â 187a
SGBÂ VI (Zahlung von BeitrÃ¤gen bei vorzeitiger Inanspruchnahme einer Rente
wegen Alters) ergibt. Mit einer derartigen allgemeinen Ausdehnung â��Â ohne
konkreten Bezug im EinzelfallÂ â�� lieÃ�e sich entgegen dem gesetzlichen
Regelungszusammenhang die ZustÃ¤ndigkeit eines Rentenberaters bis ins Uferlose
ausdehnen und die Intention des Gesetzgebers ins Gegenteil verkehren (vgl bereits
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BSG Urteil vom 21.3.2002 â��Â BÂ 7Â AL 64/01Â RÂ â�� SozR 3â��1300 Â§Â 13
NrÂ 7 SÂ 34 =Â juris RdNrÂ 37). TatsÃ¤chlich waren vorliegend keine versorgungs-
oder rentenrechtlichen Belange zu wahren. Damit handelte es sich fÃ¼r den
KlÃ¤ger beim Betreiben des Widerspruchsverfahrens fÃ¼r W weder um eine
erlaubnisfreie TÃ¤tigkeit (s hierzu Senatsurteil vom 14.11.2013 â��Â BÂ 9Â SB
5/12Â RÂ â�� BSGEÂ 115, 18 =Â SozR 4â��1300 Â§Â 13 NrÂ 1, RdNrÂ 29Â ff) noch
durfte er diese Rechtsdienstleistung mangels konkreten Rentenbezugs erbringen.

Â 
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b)Â Die Rechtsdienstleistung des KlÃ¤gers als BevollmÃ¤chtigter des W in dessen
Widerspruchsverfahren wegen der Feststellung eines hÃ¶heren GdB ist auch keine
erlaubte Nebenleistung iS von Â§ 5 RDG. Erlaubt sind Rechtsdienstleistungen im
Zusammenhang mit einer anderen TÃ¤tigkeit, wenn sie als Nebenleistung zum
Berufsâ��Â oder TÃ¤tigkeitsbild gehÃ¶ren. Ob eine Nebenleistung vorliegt, ist nach
ihrem Inhalt, Umfang und sachlichen Zusammenhang mit der HaupttÃ¤tigkeit unter
BerÃ¼cksichtigung der Rechtskenntnisse zu beurteilen, die fÃ¼r die
HaupttÃ¤tigkeit erforderlich sind (Â§Â 5 AbsÂ 1 SatzÂ 1 undÂ 2 RDG).

Â 
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Um als Nebenleistung iS des Â§Â 5 AbsÂ 1 RDG zu gelten, muss es sich im Einzelfall
um eine TÃ¤tigkeit handeln, die ein Rentenberater mit seiner fachlichen
Qualifikation ohne BeeintrÃ¤chtigung des in Â§Â 1 RDG genannten Schutzzwecks,
die Rechtsuchenden, den Rechtsverkehr und die Rechtsordnung vor unqualifizierten
Rechtsdienstleistungen zu schÃ¼tzen, mit erledigen kann (vgl BSG Urteil vom
28.3.2019 â��Â BÂ 10Â KG 1/18Â RÂ â�� BSGEÂ 128, 15 =Â SozR 4â��1300 Â§Â 13
NrÂ 3, RdNrÂ 38; auch Senatsurteil vom 14.11.2013 â��Â BÂ 9Â SB 5/12Â RÂ â�� 
BSGEÂ 115, 18 =Â SozRÂ 4â��1300 Â§Â 13 NrÂ 1, RdNrÂ 40 undÂ 46; BSG Urteil
vom 5.3.2014 â��Â BÂ 12Â R 7/12Â RÂ â�� BSGEÂ 115, 171 =Â SozRÂ 4â��1300
Â§Â 13 NrÂ 2, RdNrÂ 31, jeweils mwN).

Â 
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Zwar wird zum Teil hinsichtlich der fachlichen Qualifikation darauf verwiesen, dass
die SachkundeprÃ¼fung von Rentenberatern als Voraussetzung fÃ¼r deren
Registrierung nach Â§Â 12 AbsÂ 1 RDG neben der persÃ¶nlichen Eignung und
ZuverlÃ¤ssigkeit insbesondere theoretische und praktische Sachkunde in dem
Bereich oder den Teilbereichen des Â§Â 10 AbsÂ 1 RDG umfasst. Diese Sachkunde
erfordere nach Â§Â 11 AbsÂ 2 RDG speziell fÃ¼r das Versorgungsâ��Â und
Schwerbehindertenrecht fundierte Kenntnisse des materiellen Sozialrechts zu
GrundzÃ¼gen der sozialen EntschÃ¤digung, fÃ¼r erfasste Risiken der Grundrente,
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fÃ¼r die EntschÃ¤digung beruflicher Nachteile sowie fÃ¼r das
Hinterbliebenenrecht. AusdrÃ¼cklich mÃ¼ssten auch solche Kenntnisse zur
MdEâ��Â und GdBâ��Bewertung und zu Nachteilsausgleichen erbracht werden (vgl
Werling, Berufsrecht der Rentenberater, rvÂ 2016, 67, 68 zuÂ 4.; ders, Die
Zulassungspraxis von Rentenberatern, rvÂ 2015, 99, 100 zuÂ 2.). Selbst wenn die
beschriebene Sachkunde des Rentenberaters als Teilaspekt der
â��Rechtskenntnisseâ�� iS von Â§Â 5 AbsÂ 1 SatzÂ 2 RDG verstanden werden kann
(vgl hierzu allgemein BSG Urteil vom 28.3.2019 â��Â BÂ 10Â KG 1/18Â RÂ â�� aaO,
RdNrÂ 39; auch Senatsurteil vom 14.11.2013 â��Â BÂ 9Â SB 5/12Â RÂ â�� aaO,
RdNrÂ 40; BSG Urteil vom 5.3.2014 â��Â BÂ 12Â R 7/12Â RÂ â�� aaO, RdNrÂ 31,
jeweils mwN), bleibt es gleichwohl dabei, dass die HaupttÃ¤tigkeit nur mit einem
konkreten Bezug zu einer gesetzlichen Rente mÃ¶glich ist (vgl BTâ��Drucks
16/3655 SÂ 64). Eine Erweiterung dieser Beratungsâ��Â und Vertretungsbefugnis
des Rentenberaters im Schwerbehindertenrecht ohne einen solchen Rentenbezug
wÃ¼rde die ausdrÃ¼ckliche gesetzliche BeschrÃ¤nkung in Â§Â 10 AbsÂ 1 SatzÂ 1
NrÂ 2 RDG missachten, die fÃ¼r das Widerspruchsverfahren im
Schwerbehindertenrecht als Vorstufe eines Gerichtsverfahrens (vgl Â§Â 62 SGBÂ X
iVm Â§Â§Â 78Â ff SGG) zu beachten ist (vgl Senatsurteil vom 14.11.2013
â��Â BÂ 9Â SB 5/12Â RÂ â�� BSGEÂ 115, 18 =Â SozR 4â��1300 Â§Â 13 NrÂ 1,
RdNrÂ 48 mwN).

Â 
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3.Â Die Befugnis des KlÃ¤gers zur Vertretung des W in dessen
Widerspruchsverfahren zur Feststellung eines hÃ¶heren GdB ergibt sich nach Â§Â 3
RDG auch nicht â��durch oder aufgrund anderer Gesetzeâ��. Allerdings rÃ¤umt das
EinfÃ¼hrungsgesetz zum RDG (RDGEG idF vom 12.12.2007, BGBlÂ I 2840)
Rentenberatern mit einer Alterlaubnis aus der Zeit vor Inkrafttreten des RDG die
Befugnis zur Wahrnehmung weitergehender auÃ�ergerichtlicher
Rechtsdienstleistungen ein, wenn dies dem Umfang ihrer bisherigen Erlaubnis
entspricht (Â§Â 1 AbsÂ 3 RDGEG). Eine entsprechende Regelung gilt fÃ¼r das
gerichtliche Verfahren (Â§Â 3 RDGEG). Entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers ergibt
sich aber weder aus der bisherigen Alterlaubnis nach dem RBerG noch der
Gestattung zur gerichtlichen Vertretung die Erlaubnis, auÃ�ergerichtliche
Rechtsdienstleistungen Ã¼ber die in Â§Â 10 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 2 RDG hinaus
geregelten Befugnisse zu erbringen (dazuÂ unter a). Diese folgt entgegen der
Auffassung des LSG und des KlÃ¤gers auch nicht aus der weitergehenden
Registrierung (dazuÂ unter b).

Â 
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a)Â Der KlÃ¤ger war zum Zeitpunkt seiner Registrierung nicht im Besitz einer
Alterlaubnis, die Ã¼ber die in Â§Â 10 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 2 RDG geregelten
Befugnisse zur Vertretung im Schwerbehindertenrecht mit Bezug zu einer
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gesetzlichen Rente hinausging. Im Ã�bergang vom RBerG zum RDG wurden Inhaber
einer Erlaubnis nach ArtÂ 1 Â§Â 1 AbsÂ 1 SatzÂ 2 NrÂ 1,Â 5 undÂ NrÂ 6 RBerG unter
Angabe des Umfangs ihrer Erlaubnis als registrierte Personen nach Â§Â 10 AbsÂ 1
SatzÂ 1 NrÂ 1,Â 2 oderÂ NrÂ 3 RDG registriert. Erlaubnisinhaber, deren Erlaubnis
sich auf andere Bereiche erstreckte oder deren Befugnisse Ã¼ber die in Â§Â 10
AbsÂ 1 RDG geregelten Befugnisse hinausgingen, wurden gesondert oder
zusÃ¤tzlich zu ihrer Registrierung nach SatzÂ 1 als RechtsbeistÃ¤nde oder
Erlaubnisinhaber registriert (registrierte Erlaubnisinhaber). Sie durften und dÃ¼rfen
unter ihrer bisher gefÃ¼hrten Berufsbezeichnung weiterhin Rechtsdienstleistungen
in allen Bereichen des Rechts erbringen, auf die sich ihre bisherige Erlaubnis
erstreckte (Â§Â 1 AbsÂ 3 SatzÂ 1 bis SatzÂ 3 RDGEG).

Â 
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aa)Â Mit dieser Regelung hat der Gesetzgeber sichergestellt, dass
Alterlaubnisinhaber vor Nachteilen in der BerufsausÃ¼bung (ArtÂ 12 Abs 1 GG)
geschÃ¼tzt werden, die sich aus dem ErlÃ¶schen ihrer bisherigen administrativen
Erlaubnis zur Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten durch die gesetzliche
Neuregelung des Rechtsdienstleistungsrechts ergeben konnten. Dies ergibt sich aus
Wortlaut, (Binnenâ��)Systematik sowie Entstehungsgeschichte und Gesetzeszweck.

Â 
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Nach dem eindeutigen Wortlaut von Â§Â 1 AbsÂ 3 SatzÂ 1 RDGEG werden Inhaber
einer Erlaubnis nach ArtÂ 1 Â§Â 1 AbsÂ 1 SatzÂ 2 NrÂ 1,Â 5 oder NrÂ 6 RBerG
grundsÃ¤tzlich als registrierte Personen mit dem Erlaubnisumfang von Â§Â 10
AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 1,Â 2 oder NrÂ 3 RDG registriert. Sie kÃ¶nnen unter Vorlage
ihrer Erlaubnisurkunde die Registrierung nach Â§Â 13 RDG beantragen (Â§Â 1
AbsÂ 1 SatzÂ 2 RDGEG). Nach Â§Â 1 AbsÂ 1 SatzÂ 1 RDGEG erlÃ¶schen
behÃ¶rdliche Erlaubnisse zur Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten von
Erlaubnisinhabern, die nicht Mitglied einer Rechtsanwaltskammer sind, sechs
Monate nach Inkrafttreten dieses Gesetzes. Die Alterlaubnis bleibt bei
Antragstellung innerhalb von sechs Monaten nach Â§Â 1 AbsÂ 1 SatzÂ 3 RDGEG bis
zur Entscheidung Ã¼ber den Antrag gÃ¼ltig. Erlaubnisinhaber, deren Alterlaubnis
bzw Befugnis Ã¼ber diese Befugnisse hinausgeht, kÃ¶nnen sich zudem gesondert
oder zusÃ¤tzlich registrieren lassen und â��dÃ¼rfen unter ihrer bisher gefÃ¼hrten
Berufsbezeichnung Rechtsdienstleistungen in allen Bereichen des Rechts erbringen,
auf die sich ihre bisherige Erlaubnis erstrecktâ�� (Â§Â 1 AbsÂ 3 SatzÂ 2
undÂ 3Â RDGEG). Die Regelung verdeutlicht, dass die Erlaubnis zur
Rechtsdienstleistung nach bisherigem Recht in ihrem bisherigen Umfang auch im
Geltungsbereich des RDG fortbestehen sollte, mithin uneingeschrÃ¤nkt
Bestandsschutz gewÃ¤hrleistet werden sollte.
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Neben der GewÃ¤hrung von Bestandsschutz wollte der Gesetzgeber mit der
EinfÃ¼hrung des RDG zum 1.7.2008 andererseits die Rechtsuchenden, den
Rechtsverkehr und die Rechtsordnung vor unqualifizierten Rechtsdienstleistungen
schÃ¼tzen (Â§Â 1 AbsÂ 1 SatzÂ 2 RDG; sÂ auch BTâ��Drucks 16/3655 SÂ 31 und
45; Senatsurteil vom 14.11.2013 â��Â BÂ 9Â SB 5/12Â RÂ â�� BSGEÂ 115, 18
=Â SozRÂ 4â��1300 Â§Â 13 NrÂ 1, RdNrÂ 50). Gleichzeitig wollte er mit der
AblÃ¶sung der bisherigen Administrativerlaubnisse und der EinfÃ¼hrung des
Registrierungsverfahrens aber auch den bisherigen Umfang der Aufsicht des RBerG
ausdrÃ¼cklich nicht mehr fortfÃ¼hren, um die Belastung der zustÃ¤ndigen
BehÃ¶rde so gering wie mÃ¶glich zu halten (vgl BGH Urteil vom 27.11.2019
â��Â VIIIÂ ZR 285/18Â â�� juris RdNrÂ 66Â â��Â 68). FÃ¼r bestehende
administrative Alterlaubnisse bestand deshalb aus GrÃ¼nden des Bestandsschutzes
die Notwendigkeit einer Ã�bergangsregelung. Dem hat der Gesetzgeber mit der
Vorschrift in Â§Â 1 AbsÂ 3 SatzÂ 2 und SatzÂ 3 RDGEG fÃ¼r die auÃ�ergerichtliche
Vertretung und Â§Â 3 AbsÂ 2 SatzÂ 1 NrÂ 1 RDGEG fÃ¼r die gerichtliche Vertretung
Rechnung getragen und den Inhabern von Alterlaubnissen die MÃ¶glichkeit
eingerÃ¤umt, ihrer TÃ¤tigkeit auch unter Geltung des RDG dauerhaft weiter
nachzugehen (vgl BTâ��Drucks 16/3655 SÂ 78 und Â 79; BVerfG Beschluss vom
21.6.2011 â��Â 1Â BvR 2930/10Â â�� juris RdNrÂ 15). Eine EinschrÃ¤nkung des
Umfangs dieser TÃ¤tigkeit, insbesondere auf die in Â§Â 10 AbsÂ 1 RDG geregelten
TÃ¤tigkeiten, war ebenso wenig vorgesehen wie eine Erweiterung aus Anlass des
Ã�bergangs zum Registrierungsverfahren (vgl BTâ��Drucks 16/3655 SÂ 77).

Â 

30

Der Gesetzgeber hat dabei in seine Ã�berlegungen einbezogen und gebilligt, dass
noch zahlreiche RechtsbeistÃ¤nde Ã¼ber umfassende
Rechtsdienstleistungsbefugnisse verfÃ¼gten, die Ã¼ber die in Â§Â 10 AbsÂ 1 RDG
geregelten Bereiche hinausgingen (vgl BTâ��Drucks 16/3655 SÂ 79). Dies betraf
insbesondere â��Erlaubnisinhaber nach dem RBerG, die vor der SchlieÃ�ung des
Rechtsbeistandsberufs im Jahr 1980 die MÃ¶glichkeit hatten, als Rechtsbeistand
fÃ¼r Sozialrecht oder fÃ¼r Sozialversicherungsrecht eine Beratungsbefugnis in
allen die soziale Sicherung betreffenden Fragen zu beantragenâ�� (BTâ��Drucks
16/3655 SÂ 64). Nach dem RBerG vor Inkrafttreten des FÃ¼nften Gesetzes zur
Ã�nderung der BundesgebÃ¼hrenordnung fÃ¼r RechtsanwÃ¤lte vom 18.8.1980 
(BGBlÂ I 1503) war es grundsÃ¤tzlich mÃ¶glich, dass ein Rechtsberater zur
Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten eine Alterlaubnis ohne BeschrÃ¤nkung
auf bestimmte Sachgebiete besaÃ� (s dazuÂ unten bb) ). Auch nach der
Neuregelung des RBerG durch Gesetz vom 12.12.2007 (BGBlÂ I 2840) haben
Inhaber einer Alterlaubnis nach Â§Â 1 AbsÂ 3 SatzÂ 2 und SatzÂ 3 RDGEG und Â§Â 3
AbsÂ 2 SatzÂ 1 NrÂ 1 RDGEG die MÃ¶glichkeit behalten, im Umfang ihrer bisherigen
Erlaubnis weiter tÃ¤tig zu werden (vgl BVerfG Beschluss vom 21.6.2011
â��Â 1Â BvR 2930/10 â�� juris RdNrÂ 21Â f).
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bb)Â Die dem KlÃ¤ger nach dem RBerG erteilten Alterlaubnisse beinhalteten indes
keine vom Bestandsschutz der Ã�bergangsregelung erfasste Befugnis zum
auÃ�ergerichtlichen TÃ¤tigwerden im Schwerbehindertenrecht ohne konkreten
Bezug zu einer gesetzlichen Rente oder zu Versorgungsleistungen. Die Auslegung
des Inhalts der zugrundeliegenden Verwaltungsakte der zustÃ¤ndigen
GenehmigungsbehÃ¶rde, die Regelungen auf dem Gebiet des Ã¶ffentlichen Rechts
mit VerwaltungsaktqualitÃ¤t iS des Â§Â 35 VwVfG Badenâ��WÃ¼rttemberg 
(LVwVfG =Â Â§Â 35 VwVfG) beinhalten, obliegt dem Revisionsgericht (vgl allgemein
zur Auslegung von Verwaltungsakten im Revisionsverfahren BSG Beschluss vom
31.8.2011 â��Â GSÂ 2/10Â â�� BSGEÂ 109, 81 =Â SozR 4â��1200 Â§Â 52 NrÂ 4,
RdNrÂ 12; BSG Urteil vom 28.6.1990 â��Â 4Â RA 57/89Â â�� BSGEÂ 67, 104, 110
=Â SozRÂ 3â��1300 Â§Â 32 NrÂ 2 SÂ 11 mwN). MaÃ�stab der Auslegung der
Verwaltungsakte ist dabei der â��EmpfÃ¤ngerhorizontâ�� eines verstÃ¤ndigen
Beteiligten, der die ZusammenhÃ¤nge berÃ¼cksichtigt, welche die BehÃ¶rde nach
ihrem wirklichen Willen (Â§Â 133 BGB) erkennbar in ihre Entscheidung einbezogen
hat (vgl BSG Urteil vom 28.6.1990 â��Â 4Â RA 57/89, aaO). Bei dieser Auslegung
einer Alterlaubnis iS von Â§Â 1 AbsÂ 3 SatzÂ 2 und SatzÂ 3 RDGEG kommt es allein
auf die zum Zeitpunkt ihrer Erteilung erkennbaren UmstÃ¤nde an, da ein
Alterlaubnisinhaber nur seine frÃ¼her erlaubte Rechtsberatung weiter erbringen
kÃ¶nnen soll (vgl VG Mainz Urteil vom 18.2.2011 â��Â 4Â K 642/10.MZÂ â�� juris
RdNrÂ 30).

Â 

Â 

Â 

Â 
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(1)Â Die dem KlÃ¤ger am 20.9.1977 erteilte Erlaubnis zur Besorgung fremder
Rechtsangelegenheiten war â��mit der BeschrÃ¤nkung auf das Rechtsgebiet der
Gesetzlichen Rentenversicherungâ�� versehen. Weder der Wortlaut der Erlaubnis
noch die damaligen rechtlichen Rahmenbedingungen legen ein VerstÃ¤ndnis im
Sinne einer unbeschrÃ¤nkten Vollerlaubnis nahe.

Â 

33

Nach dem 1977 geltenden RBerG vom 13.12.1935 (, RGBlÂ I SÂ 1478; BGBlÂ III
303â��12) war es grundsÃ¤tzlich mÃ¶glich, dass ein Rechtsberater eine Erlaubnis
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zur Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten ohne BeschrÃ¤nkung auf bestimmte
Sachgebiete besaÃ�. Nach Â§Â 1 RBerG (aF) erforderte die Besorgung fremder
Rechtsangelegenheiten nach AbsÂ 1 sowohl im Hauptâ�� als auch im Nebenberuf
eine behÃ¶rdliche Erlaubnis, deren Erteilung nach AbsÂ 2 voraussetzte, dass der
Bewerber die erforderliche ZuverlÃ¤ssigkeit und persÃ¶nliche Eignung sowie
genÃ¼gend Sachkunde besaÃ�. GemÃ¤Ã� Â§Â 2 der Ersten
AusfÃ¼hrungsverordnung (1.Â AVO) vom 13.12.1935 (RGBlÂ I SÂ 1481; BGBlÂ III
303â��12â��1) war die Erlaubnis, sofern der Nachsuchende es beantragte oder
dies nach Lage der VerhÃ¤ltnisse sachgemÃ¤Ã� erschien, auf bestimmte
Sachgebiete zu beschrÃ¤nken. Folglich besaÃ� der Rechtsberater entweder die
unbeschrÃ¤nkte Vollerlaubnis, dh zu allen Rechtshandlungen, soweit sie nicht durch
Gesetz ausgeschlossen waren oder eine beschrÃ¤nkte Teilerlaubnis, dh fÃ¼r
bestimmte Rechtsgebiete, fÃ¼r die er Ã¼ber eine besondere Sachkunde verfÃ¼gte
(vgl Schorn, Die Rechtsberatung, 2.Â Aufl 1967, SÂ 106).

Â 

34

Vor diesem rechtlichen Hintergrund lÃ¤sst der Wortlaut der Erlaubnis aus der
damaligen Sicht eines verstÃ¤ndigen Beteiligten erkennen, dass der KlÃ¤ger
lediglich im Besitz einer beschrÃ¤nkten Teilerlaubnis gewesen ist. ZustÃ¤ndig fÃ¼r
die Erlaubniserteilung und zur Bestimmung ihres Umfangs war nach Â§Â 11 AbsÂ 1
1.Â AVO der PrÃ¤sident desÂ LG, in dessen Bezirk die Rechtsbesorgung ausgeÃ¼bt
werden sollte, sofern der Ort nicht zu dem Bezirk einesÂ AG gehÃ¶rte, das einem
zustÃ¤ndigen PrÃ¤sidenten unterstellt war. Damit war fÃ¼r die in Karlsruhe
auszuÃ¼bende Rechtsbesorgung des KlÃ¤gers der PrÃ¤sident des AG Karlsruhe
zustÃ¤ndig. Die am 20.9.1977 von diesem erstmals erteilte Erlaubnis zur Besorgung
fremder Rechtsangelegenheiten nach Â§Â 1 AbsÂ 1 RBerG (aF) iVm Â§Â 2 AbsÂ 1
1.Â AVO beschrÃ¤nkt sich ausdrÃ¼cklich auf das â��Rechtsgebiet der Gesetzlichen
Rentenversicherungâ��. Eine unbeschrÃ¤nkte Vollrechtserlaubnis hat somit ebenso
wenig vorgelegen wie eine Teilerlaubnis Ã¼ber das Rentenversicherungsrecht
hinaus fÃ¼r das Schwerbehindertenrecht.

Â 

35

(2)Â Hieran hat die VerfÃ¼gung des PrÃ¤sidenten desÂ AG Karlsruhe vom
14.4.1980 nichts geÃ¤ndert. Mit dieser VerfÃ¼gung hat der PrÃ¤sident desÂ AG
Karlsruhe als zustÃ¤ndige BehÃ¶rde (Â§Â 11 AbsÂ 1 1.Â AVO) die Erlaubnis
erweitert auf das Gebiet der Berechnung von Rentenanwartschaften und Aussichten
auf eine Versorgung gemÃ¤Ã� Â§Â 1587a AbsÂ 2 NrÂ 2 BGB und Â§Â§Â 1304Â ff
RVO ohne Geltung fÃ¼r die mÃ¼ndliche Verhandlung vor Gericht. Diese
Erweiterung der bestehenden Teilerlaubnis enthÃ¤lt nach wie vor ausdrÃ¼cklich
eine BeschrÃ¤nkung auf Rentenâ�� und Versorgungsangelegenheiten und stellt
keine Vollerlaubnis oder eine unbeschrÃ¤nkte Einbeziehung des
Schwerbehindertenrechts dar.
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(3)Â Die VerfÃ¼gung des PrÃ¤sidenten desÂ AG Karlsruhe vom 30.6.1982 hat zwar
die bisher bestehende Erlaubnis fÃ¼r den Bereich â��Rentenberaterâ�� geÃ¤ndert.
Weitergehende Kompetenzen sind damit aber auch unter BerÃ¼cksichtigung der
neu geschaffenen rechtlichen Rahmenbedingungen durch die Ã�nderung des RBerG
im Jahr 1980 nicht verbunden.

Â 

37

Durch ArtÂ 2 und ArtÂ 3 des FÃ¼nften Gesetzes zur Ã�nderung der
BundesgebÃ¼hrenordnung fÃ¼r RechtsanwÃ¤lte vom 18.8.1980 (aaO) erfolgte
eine weitreichende Neuregelung der BerufstÃ¤tigkeit der RechtsbeistÃ¤nde. Der
Gesetzgeber schaffte mit Wirkung vom 27.8.1980 die Erteilung einer Vollerlaubnis
zur Rechtsberatung (den Neuzugang) ab und beschrÃ¤nkte zukÃ¼nftig die
Erteilung einer Teilerlaubnis auf die in ArtÂ 1 Â§Â 1 RBerG enumerativ genannten
Sachbereiche. Inhaber einer Vollerlaubnis konnten auf Antrag Mitglieder einer
Rechtanwaltskammer werden (vgl zur Entstehungsgeschichte: BVerfG Beschluss
vom 5.5.1987 â��Â 1Â BvR 724/81 uaÂ â�� BVerfGEÂ 75, 246, 250; auch BVerfG
Beschluss vom 21.6.2011 â��Â 1 BvR 2930/10 â�� juris RdNrÂ 22; BVerwG Urteil
vom 27.10.2004 â��Â 6Â C 30/03Â â�� BVerwGE 122, 130 =Â juris RdNrÂ 17 mwN).
Zur Vermeidung von HÃ¤rten sah ArtÂ 3 des Gesetzes vom 18.8.1980 (aaO) eine
zeitlich begrenzte Ã�bergangsvorschrift vor, nach der auf die Erteilung einer
Erlaubnis an Personen, die bis zum Inkrafttreten dieser Bestimmung bereits die
Erteilung beantragt haben, das RBerG in der bis dahin geltenden Fassung weiter
Anwendung finden konnte (vgl hierzu ausfÃ¼hrlich: BVerfG Beschluss vom 5.5.1987
â��Â 1 BvR 981/81Â â�� BVerfGEÂ 75, 284, 285 =Â juris RdNrÂ 3 mwN). Die
gesetzgeberische Zielsetzung bewirkte, dass der Beruf eines Vollrechtsbeistands
zukÃ¼nftig nur noch Ã¼ber eine Ausbildung zum Volljuristen (Rechtsanwalt)
mÃ¶glich war, um den Schutz der rechtsuchenden BevÃ¶lkerung und der in der
Rechtspflege TÃ¤tigen vor ungeeigneten Rechtsberatern zu gewÃ¤hrleisten (vgl
BVerfG Beschluss vom 5.5.1987 â��Â 1Â BvR 724/81 uaÂ â�� BVerfGEÂ 75, 246,
267Â f =Â juris RdNrÂ 58Â f mwN).

Â 

38

Zur Neuregelung des ArtÂ 1 Â§Â 1 AbsÂ 1 RBerG idF des FÃ¼nften Gesetzes zur
Ã�nderung der BundesgebÃ¼hrenordnung fÃ¼r RechtsanwÃ¤lte vom 18.8.1980 
(aaO) hat das BSG bereits in der Vergangenheit ausgefÃ¼hrt, dass der Beruf der
(Vollâ��)RechtsbeistÃ¤nde damit geschlossen worden ist. Die Erlaubnis zur
Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten (auÃ�erhalb des Rechtsanwaltsberufs)
wurde auf fÃ¼nf enumerativ aufgefÃ¼hrte Sachgebiete beschrÃ¤nkt, deren
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AngehÃ¶rige fÃ¼r die genannten Sachbereiche besonders qualifiziert sind; in ArtÂ 1
Â§Â 1 AbsÂ 1 SatzÂ 2 RBerG heiÃ�t es seither: â��Die Erlaubnis wird jeweils fÃ¼r
einen Sachbereich erteilt: 1.Â Rentenberatern, 2.Â â�¦â��. Im
Gesetzgebungsverfahren wurde hinsichtlich der Beratungs- und
Vertretungsbefugnis von Rentenberatern â��Â dem unmittelbaren Wortsinn
entsprechendÂ â�� vor allem an den Bereich der Altersvorsorge gedacht. Mit dem
Hinweis auf die bloÃ�e Berufsbezeichnung sollte fÃ¼r die Zukunft ermÃ¶glicht
werden, dass neueÂ Entwicklungen bei der Altersvorsorge miteinbezogen werden.
Wie oben bereits ausgefÃ¼hrt, war eine Erstreckung der Erlaubnis des
Rentenberaters auf ein Rechtsgebiet auÃ�erhalb der Rentenberatung nicht
bezweckt (vgl BTâ��Drucks 8/4277, SÂ 22Â f; Senatsurteil vom 16.12.2014
â��Â BÂ 9Â SB 3/13Â RÂ â�� SozR 4â��1200 Â§Â 66 NrÂ 7 RdNrÂ 14; BSG Urteil
vom 21.3.2002 â��Â BÂ 7Â AL 64/01Â RÂ â�� SozR 3â��1300 Â§Â 13 NrÂ 7, SÂ 30
bisÂ 33 =Â juris RdNrÂ 21Â ff, 30 undÂ 32). 

Â 

39

(4)Â RÃ¼ckschlÃ¼sse auf den Umfang der Erlaubnis zur auÃ�ergerichtlichen
Vertretung lassen sich rechtsverbindlich auch nicht aus den Gestattungen des
PrÃ¤sidenten des LSG Baden-WÃ¼rttemberg vom 14.11.1977 und 24.1.1984
herleiten. Weder hat insoweit die nach der einschlÃ¤gigen AVO zustÃ¤ndige
BehÃ¶rde gehandelt bzw den Umfang der Erlaubnis zur auÃ�ergerichtlichen
Vertretung erweitert, noch ist der Ã�berleitungsvorschrift des Â§Â 3 RDGEG eine
solche Rechtsfolge zu entnehmen.

Â 

40

Der PrÃ¤sident des LSG Badenâ��WÃ¼rttemberg hat jeweils am 14.11.1977 und
24.1.1984 die Erlaubnis zum mÃ¼ndlichen Verhandeln vor dem SG Karlsruhe und
LSG Badenâ��WÃ¼rttemberg erteilt, zunÃ¤chst auf dem Gebiet der Gesetzlichen
Rentenversicherung, dann im Sachgebiet â��Rentenberatungâ�� iS des ArtÂ 1
Â§Â 1 AbsÂ 1 SatzÂ 2 NrÂ 1 RBerG. Diese Erlaubniserteilungen sind jedoch weder
formell noch materiellâ��rechtlich geeignet, den Umfang der Erlaubnis zur
auÃ�ergerichtlichen Vertretung des KlÃ¤gers zu erweitern. Zum einen ist der
PrÃ¤sident des LSG nicht die hierfÃ¼r zustÃ¤ndige BehÃ¶rde nach Â§Â 11 AbsÂ 1
1.Â AVO. Zum anderen bestimmt sich dieser Erlaubnisumfang materiellâ��rechtlich
ausschlieÃ�lich nach dem Umfang frÃ¼herer â��behÃ¶rdlicher Erlaubnisseâ��, wie
bereits der zeitliche Kontext und die inhaltliche Bezugnahme zu den VerfÃ¼gungen
des PrÃ¤sidenten des AG Karlsruhe vom 20.9.1977 und 30.6.1982 zeigen (sÂ hierzu
bereits unterÂ  und unterÂ ). Die Ã�bergangsregelungen zur gerichtlichen
Vertretung in Â§ 3 RDGEG erweitern den danach beschrÃ¤nkten Umfang der
Alterlaubnis zur auÃ�ergerichtlichen Vertretung nicht. Die Erlaubnis zum
mÃ¼ndlichen Verhandeln vor den Sozialgerichten stellt registrierte
Erlaubnisinhaber iS von Â§Â 1 AbsÂ 3 SatzÂ 2 RDGEG lediglich nach Â§Â 73 AbsÂ 2
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SatzÂ 1 SGG im Umfang ihrer bisherigen Erlaubnis RechtsanwÃ¤lten im Rahmen der
gerichtlichen Vertretung gleich (Â§Â 3 AbsÂ 2 SatzÂ 1 NrÂ 1 und NrÂ 3 RDGEG).
Â§Â 3 RDGEG soll den Bestandsschutz von Alterlaubnisinhabern, deren
TÃ¤tigkeitsbereich nicht ausdrÃ¼cklich auf den auÃ�ergerichtlichen Bereich
beschrÃ¤nkt war, auch fÃ¼r deren erlaubte gerichtliche TÃ¤tigkeit gewÃ¤hrleisten 
(vgl BTâ��Drucks 16/3655 SÂ 79Â f).

Â 
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(5)Â Eine Erweiterung des Umfangs der Erlaubnis zur auÃ�ergerichtlichen
Vertretung des KlÃ¤gers ergibt sich schlieÃ�lich auch nicht aus den Mitteilungen
des PrÃ¤sidenten des LSG Baden-WÃ¼rttemberg vom 10.8.2004 und des
PrÃ¤sidenten desÂ AG Karlsruhe vom 15.2.2005 sowie des PrÃ¤sidenten des LG
Karlsruhe vom 29.6. und 25.10.2016. Danach umfasste die Alterlaubnis des
KlÃ¤gers zur Rentenberatung zwar ohne Weiteres auch das
Schwerbehindertenrecht. Indes handelt es sich bei diesen Mitteilungen lediglich um
AuskÃ¼nfte ohne verbindlichen Regelungsgehalt.

Â 

42

Aus der Sicht eines verstÃ¤ndigen Beteiligten enthalten die genannten Schreiben
der jeweiligen PrÃ¤sidenten nach den GesamtumstÃ¤nden keine eigenstÃ¤ndige
Regelung auf dem Gebiet des Ã¶ffentlichen Rechts, sodass ihnen bereits keine
VerwaltungsaktqualitÃ¤t (Â§Â 35 LVwVfG =Â Â§Â 35 VwVfG) zukommt.

Â 

43

Die Mitteilungen des PrÃ¤sidenten des LSG Baden-WÃ¼rttemberg vom 10.8.2004
und des PrÃ¤sidenten des AG Karlsruhe vom 15.2.2005 waren lediglich Antworten
auf Anfragen des KlÃ¤gers zu seinen Erlaubniserteilungen nach ArtÂ 1 Â§Â 1 AbsÂ 1
SatzÂ 2 NrÂ 1 RBerG. Diese Schreiben enthalten keine verbindliche Regelung im
Sinne einer Erlaubniserteilung, sondern lediglich AuskÃ¼nfte unter Darstellung der
eigenen Rechtsauffassung. Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus den
Mitteilungen des PrÃ¤sidenten des LG Karlsruhe vom 29.6. und 25.10.2016. Danach
ist dieser zwar nunmehr die fÃ¼r die Registrierung zustÃ¤ndige BehÃ¶rde nach 
Â§Â§Â 13 AbsÂ 1 SatzÂ 1,Â 19 RDG iVm Â§Â 30a SatzÂ 1 der
ZustÃ¤ndigkeitsverordnung Justiz des Landes Badenâ��WÃ¼rttemberg (GBlÂ 2014,
793). Jedoch enthalten die zugrundeliegenden Schreiben ebenfalls keine Regelung
in Bezug auf die erteilten Erlaubnisse von 1977 und 1982, sondern lediglich deren
rechtliche Bewertung. Zudem konnten diese Alterlaubnisse mit Inkrafttreten der
Neuregelung durch das RDG nicht mehr erweitert werden, weil diese mit der
Entscheidung Ã¼ber die Registrierung (dazu sogleich unterÂ b) erloschen sind (
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Â§Â 1 AbsÂ 1 Satz 3 RDGEG). 

Â 

44

Da die dem KlÃ¤ger erteilte â��Alt-Erlaubnisâ�� iS des Â§Â 1 AbsÂ 1 SatzÂ 2 NrÂ 1
RBerG (idF des Gesetzes vom 13.12.1935, aaO) bereits das TÃ¤tigwerden als
Rechtsberater nur mit Bezug zur gesetzlichen Rentenversicherung zugelassen hat
und auch spÃ¤ter eine weitergehende Erlaubnis nicht erteilt worden ist, hat keine
Ã¼ber die bestehende Teilerlaubnis zur Rentenberatung nach ArtÂ 1 Â§Â 1 AbsÂ 1
SatzÂ 2 NrÂ 1 RBerG (idF des Gesetzes vom 18.8.1980, aaO) hinausgehende
Erlaubnis vorgelegen. Im Ã�bergang zur Neuregelung des Rechts der
Rechtsdienstleistungen durch das RDG besaÃ� der KlÃ¤ger damit keine qualifizierte
â��Alt-Erlaubnisâ�� fÃ¼r eine Eintragung als registrierter Erlaubnisinhaber iS von 
Â§Â 1 AbsÂ 3 SatzÂ 2 RDGEG, sondern lediglich die Befugnis zu einer Registrierung
nach Â§Â 10 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 2 RDG (Â§Â 1 AbsÂ 3 SatzÂ 1 RDGEG).

Â 
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b)Â Die Registrierung vermittelt dem KlÃ¤ger kein Recht zur auÃ�ergerichtlichen
Vertretung in Schwerbehindertenverfahren ohne (konkreten) Rentenbezug. Zwar
hat das AGÂ Karlsruhe den KlÃ¤ger am 7.10. und 19.12.2008 registriert als
â��registrierten Erlaubnisinhaberâ�� mit dem Inhalt â��Rechtsbeistand auf dem
Gebiet des Sozialâ�� und Rentenrechts; Rechtsbeistand/Prozessagent mit Befugnis
nach Â§Â 73 AbsÂ 6 Sozialgerichtsgesetz (SGG) vor den Gerichten der
SozialgerichtsbarkeitÂ â�¦ auf dem Gebiet des Sozialâ�� und Rentenrechts
mÃ¼ndlich zu verhandelnâ�� unter Erweiterung am 27.3.2009 um die â��Erlaubnis
zur geschÃ¤ftsmÃ¤Ã�igen Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten auf dem
Gebiet des Schwerbehindertenâ�� und Kassenarztrechts sowie auf dem Gebiet der
Gesetzlichen Krankenâ�� und PflegeversicherungÂ â�¦â��. Die Registrierung
Ã¼bersteigt damit den Umfang der Alterlaubnis. Sie bindet in diesem Umfang die
RegistrierungsbehÃ¶rde (dazuÂ unter aa). Dies gilt aber nicht fÃ¼r andere
BehÃ¶rden und Gerichte (dazuÂ unter bb).

Â 
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aa)Â Die Registrierung bindet die RegistrierungsbehÃ¶rde gegenÃ¼ber dem
Alterlaubnisinhaber. Dies ergibt sich daraus, dass es sich um einen Verwaltungsakt
gegenÃ¼ber dem Erlaubnisinhaber handelt, der nur nach MaÃ�gabe der hierfÃ¼r
vorgesehenen Vorschrift des Â§Â 14 RDG bzw Â§Â 49 VwVfG widerrufen werden
kann.
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Nach Â§Â 1 AbsÂ 3 SatzÂ 2 undÂ 3 RDGEG darf ein registrierter Erlaubnisinhaber
unter seiner bisher gefÃ¼hrten Berufsbezeichnung Rechtsdienstleistungen im
Umfang seiner bisherigen Alterlaubnis erbringen. Die auf Antrag des KlÃ¤gers nach 
Â§Â 13 AbsÂ 1 und AbsÂ 4 SatzÂ 1 RDG iVm Â§Â 6 AbsÂ 1 und AbsÂ 3 der
Rechtsdienstleistungsverordnung (RDV) erfolgte Registrierung vom 7.10.Â und
19.12.2008 sowie deren hier maÃ�gebliche ErgÃ¤nzung vom 27.3.2009 mit
inhaltsgleicher Aktualisierung und Bekanntmachung im
Rechtsdienstleistungsregister am 2.4.2015, insbesondere mit der â��Erlaubnis zur
geschÃ¤ftsmÃ¤Ã�igen Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten auf dem Gebiet
des Schwerbehindertenrechtsâ�� ohne textliche Bezugnahme auf eine gesetzliche
Rente oder Versorgungsleistungen, Ã¼bersteigt den Umfang der ihm erteilten
Alterlaubnis als Rentenberater Rechtsdienstleistungen erbringen zu dÃ¼rfen 
(sÂ dazuÂ oben unter 3.a)bb).

Â 

48

Dennoch bindet diese Registrierung die RegistrierungsbehÃ¶rde gegenÃ¼ber dem
KlÃ¤ger. Zu Recht hat das Berufungsgericht ausgefÃ¼hrt, dass die Registrierung als
solche einen Verwaltungsakt iS von Â§Â 35 LVwVfG (=Â Â§Â 35 VwVfG) darstellt (vgl
Beschlussempfehlung und Bericht des Rechtsausschusses vom 10.10.2007,
BTâ��Drucks 16/6634 SÂ 52Â f; BTâ��Drucks 16/3655 SÂ 63; DÃ¶tsch in
Deckenbrock/Henssler, RDG, 4.Â Aufl 2015, Â§Â 13 RdNrÂ 72; Seichter in
Deckenbrock/Henssler, aaO, Â§Â 16 RdNrÂ 7; KÃ¶hler SGb 2009, 441, 448Â f). Diese
erfolgt auf Antrag (Â§Â 13 AbsÂ 1 SatzÂ 1 RDG) und ist ein konstitutives Element
fÃ¼r das Entstehen der Beratungsbefugnis (vgl KÃ¶hler, aaO, SÂ 448 unter
Darstellung des Antragsverfahrens). In diesem Zusammenhang ist der
Verwaltungsakt der Registrierung von ihrer Eintragung und Bekanntmachung im
Rechtsdienstleistungsregister zu unterscheiden. Zwar wird die Eintragung teilweise
als der konstitutive Akt fÃ¼r die Befugnis zur Erbringung von
Rechtsdienstleistungen angesehen (vgl Kleine-Cosack, RDG, 3.Â Aufl 2014, Â§Â 13
RdNrÂ 19; DÃ¶tsch in Deckenbrock/Henssler, RDG, 4.Â Aufl 2015, Â§Â 13 RdNrÂ 72,
jeweils mwN) und sah auch der ursprÃ¼ngliche Gesetzentwurf eine konstitutive
Wirkung der Registereintragung als Akt der Publizierung mit Erlaubnischarakter vor 
(vgl BTâ��Drucks 16/3655 SÂ 63). Dieses Vorhaben hat jedoch keinen Eingang in
das Gesetz gefunden (vgl BTâ��Drucks 16/3655 SÂ 104Â f und 119; BTâ��Drucks
16/6634, SÂ 52Â f) und ist in eine bloÃ�e Ã¶ffentliche Bekanntmachung der
Registrierung (Â§Â 16 AbsÂ 2 RDG) abgewandelt worden (vgl hierzu die Darstellung
bei Rillig in Deckenbrock/Henssler, aaO, vor Â§Â§Â 10Â ff RdNrÂ 1 mwN). Dies
verdeutlicht auch der Wortlaut in Â§Â 13 AbsÂ 2 SatzÂ 3 RDG, wonach die
RegistrierungsbehÃ¶rde, sobald alle Nachweise erbracht sind, erst die Registrierung
vornimmt â��undâ�� dann ihre Ã¶ffentliche Bekanntmachung im
Rechtsdienstleistungsregister veranlasst. Die Bekanntmachung der Registrierung im
Register ist folglich keine Wirksamkeitsvoraussetzung fÃ¼r die Beratungsâ�� und
Vertretungsbefugnis, weil sie nur den textlichen Inhalt der erteilten Erlaubnis
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wiedergibt. Diese ergibt sich somit aus dem Verwaltungsakt der Registrierung
selbst, die von der RegistrierungsbehÃ¶rde dem antragstellenden
Rechtsdienstleister gegenÃ¼ber bekanntgegeben (Â§Â 41 LVwVfG/VwVfG) und mit
ihrer inhaltlichen Regelung wirksam wird (Â§Â 43 LVwVfG/VwVfG).

Â 
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Davon zu unterscheiden ist der Eintrag im Rechtsdienstleistungsregister, der
demgegenÃ¼ber lediglich der Information der Rechtsuchenden, der Personen, die
Rechtsdienstleistungen anbieten, des Rechtsverkehrs und Ã¶ffentlicher Stellen
dient (Â§Â 16 AbsÂ 1 SatzÂ 1 RDG). Es enthÃ¤lt allgemein Angaben zu den
registrierten Personen sowie zum Inhalt und Umfang der
Rechtsdienstleistungsbefugnis einschlieÃ�lich erteilter Auflagen (Â§Â 16 AbsÂ 2
RDG; vgl KÃ¶hler, SGb 2009, 441, 449). Die Pflicht zur genauen Angabe der
Rechtsdienstleistungsbefugnis besteht ebenfalls bei der nach Â§Â 1 AbsÂ 3 RDGEG
erfolgten Registrierung einer Alterlaubnis, die diese einer Registrierung nach Â§Â 10
RDG gleichstellt (vgl BTâ��Drucks 16/3655 SÂ 74Â f und 78). Alterlaubnisinhaber,
die eine Registrierung nach Â§Â 1 AbsÂ 3 SatzÂ 2 RDGEG beantragen, haben den
Umfang dieser Registrierung in ihrem Antrag genau zu bezeichnen (Â§Â 6 AbsÂ 3
RDV). Die Eintragung der Registrierung im Register stellt damit die Ã�ffentlichkeit
interessierende Daten zur VerfÃ¼gung, ohne dass eine feststellende Rechtswirkung
erkennbar erzeugt werden soll (vgl auch Klees in Krenzler, RDG, 2.Â Aufl 2017,
Â§Â 16 RdNrÂ 3 mwN).

Â 
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Dem KlÃ¤ger ist auf seinen Antrag vom 23.3.2009 die vorliegend maÃ�gebliche
Registrierung vom 27.3.2009 und deren Aktualisierung vom 2.4.2015 jeweils
schriftlich bekanntgegeben und folglich mit ihrem Inhalt ihm gegenÃ¼ber wirksam
geworden, ohne dass GrÃ¼nde fÃ¼r eine Erledigung des Bescheids (Â§Â 43 AbsÂ 2
LVwVfG/VwVfG) oder dessen Nichtigkeit (Â§Â 43 AbsÂ 3 iVm Â§Â 44 LVwVfG/VwVfG)
vom LSG festgestellt worden oder sonst ersichtlich sind. Damit ist die Bestandskraft
dieser Registrierung unabhÃ¤ngig von ihrer RechtmÃ¤Ã�igkeit mit ihrem
festgestellten Inhalt eingetreten (vgl Kopp/Ramsauer, VwVfG, 21. Aufl 2020, Â§Â 43
RdNrÂ 8 mwN). Diese Bindungswirkung besteht nach Â§Â 43 AbsÂ 1 SatzÂ 1
LVwVfG (=Â Â§Â 43 AbsÂ 1 SatzÂ 1 VwVfG) zwischen der den Verwaltungsakt
erlassenden RegistrierungsbehÃ¶rde und dem KlÃ¤ger als registriertem
Erlaubnisinhaber, solange der Verwaltungsakt nicht aufgehoben ist oder sonst seine
Wirksamkeit verloren hat. Die Registrierung kann nur von der zustÃ¤ndigen
BehÃ¶rde nach Â§Â 14 RDG unbeschadet des Â§Â 49 VwVfG oder entsprechender
landesrechtlicher Vorschriften unter den dort genannten Voraussetzungen
gegenÃ¼ber dem Erlaubnisinhaber widerrufen werden. FÃ¼r von Anfang an
rechtswidrige Eintragungen gelten die Vorschriften Ã¼ber die RÃ¼cknahme von
Verwaltungsakten nach den Verwaltungsverfahrensgesetzen (vgl BTâ��Drucks
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16/3655 SÂ 72).

Â 
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Die hier maÃ�gebliche Registrierung bindet die RegistrierungsbehÃ¶rde mit dem
Inhalt der dem KlÃ¤ger gegenÃ¼ber bekanntgegebenen Registrierung als
registrierter Erlaubnisinhaber entsprechend seinem Antrag, insbesondere â��zur
geschÃ¤ftsmÃ¤Ã�igen Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten auf dem Gebiet
des Schwerbehindertenrechtsâ��.

Â 
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bb)Â Eine weitergehende Drittbindung besteht nicht. Die Registrierung als
registrierter Alterlaubnisinhaber hat zwar Bestand, solange der Verwaltungsakt
nicht widerrufen, nichtig oder aufgehoben ist (vgl Â§Â§Â 44, 48Â VwVfG/LVwVfG; 
Â§Â 14 RDG). Die Bestandskraft entfaltet aber keine Bindungswirkung gegenÃ¼ber
anderen BehÃ¶rden und Gerichten. Diese sind vielmehr kraft ihrer Gesetzesbindung
grundsÃ¤tzlich zur umfassenden PrÃ¼fung bzw Rechtskontrolle verpflichtet. Nimmt
ein Gericht ein behÃ¶rdliches Letztentscheidungsrecht an, dass mangels
gesetzlicher Grundlage nicht besteht, steht dies unbeschadet einer Verletzung der
Garantie effektiven Rechtsschutzes aus Art 19 Abs 4 GG und des
Grundrechtsschutzes fÃ¼r juristische Personen des Ã¶ffentlichen Rechts auch im
Widerspruch zur Gesetzesbindung der Gerichte (ArtÂ 20 AbsÂ 3, ArtÂ 97 AbsÂ 1 GG
). Eine Drittbindung, die zu einer eingeschrÃ¤nkten PrÃ¼fung bzw Rechtskontrolle
fÃ¼hrt, kommt deshalb nur dann in Betracht, wenn sich dies ausdrÃ¼cklich oder
mit hinreichender Deutlichkeit aus der zugrundeliegenden gesetzlichen Regelung
ergibt (vgl BVerfG Beschluss vom 31.5.2011 â��Â 1Â BvR 857/07Â â�� BVerfGE
129, 1 = juris RdNrÂ 74; BSG Urteil vom 17.6.2009 â��Â BÂ 6Â KA 16/08Â RÂ â�� 
BSGE 103, 243 = SozR 4â��2500 Â§Â 95b NrÂ 2, RdNrÂ 42Â f).

Â 
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Entgegen der Rechtsauffassung des Berufungsgerichts und des KlÃ¤gers entfaltet
dessen Registrierung als registrierter Erlaubnisinhaber nach Â§Â 1 AbsÂ 3 SatzÂ 2
RDGEG keine Drittbindung gegenÃ¼ber anderen BehÃ¶rden und Gerichten. Eine
Drittbindung nach den aufgezeigten Vorgaben, die zu einer eingeschrÃ¤nkten
PrÃ¼fung bzw Rechtskontrolle des Erlaubnisumfangs der Alterlaubnis eines
eingetragenen Erlaubnisinhabers durch andere BehÃ¶rden oder Gerichte fÃ¼hrt,
ergibt sich aus dem RDGEG nicht. Weder lÃ¤sst Â§Â 1 AbsÂ 3 RDGEG ein
ausdrÃ¼ckliches Letztentscheidungsrecht der RegistrierungsbehÃ¶rde zum Umfang
einer Alterlaubnis erkennen noch lÃ¤sst sich diese den UmstÃ¤nden nach mit
ausreichender Klarheit dem Gesetz entnehmen. Denn die von der
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ErlaubnisbehÃ¶rde rechtlich zu unterscheidende RegistrierungsbehÃ¶rde hatte
nach dem Ã�bergangsrecht zum Rechtsdienstleistungsgesetz nicht die Befugnis zur
eigenstÃ¤ndigen Erlaubniserteilung oder zur AbÃ¤nderung erteilter Alterlaubnisse.

Â 
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Nicht am Registrierungsverfahren beteiligte BehÃ¶rden und Gerichte sind zwar an
den Umstand der Registrierung einer Person als registrierter Erlaubnisinhaber iS des
Â§Â 1 AbsÂ 3 SatzÂ 2 RDGEG gebunden. Eine weitergehende Bindungswirkung
beinhaltet diese Registrierung fÃ¼r sie nach dem Gesetz jedoch nicht. Vielmehr
sind sie bei Zweifeln Ã¼ber den Umfang der Erlaubnis verpflichtet, den der
Registrierung zugrundeliegenden Sachverhalt selbststÃ¤ndig zu Ã¼berprÃ¼fen (vgl
auch zur Drittbindungswirkung von Verwaltungsakten: BSG Urteil vom 17.6.2009
â��Â BÂ 6Â KA 16/08Â RÂ â�� BSGEÂ 103, 243 =Â SozRÂ 4â��2500 Â§Â 95b NrÂ 2,
RdNrÂ 42Â f mwN; BSG Urteil vom 13.12.2000 â��Â BÂ 6Â KA 26/00Â RÂ â�� SozR
3â��2500 Â§Â 95a NrÂ 2 SÂ 6Â f = juris RdNrÂ 22Â f). Im Ã�bergangsrecht in Â§Â 1
AbsÂ 3 RDGEG findet sich kein Letztentscheidungsrecht der
RegistrierungsbehÃ¶rde zur Regelung des Umfangs einer Alterlaubnis. Das
Gegenteil ist der Fall, da die RegistrierungsbehÃ¶rde nur beschrÃ¤nkte Regelungs-
und PrÃ¼fbefugnisse im Registrierungsverfahren besitzt. 

Â 
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Der Antrag auf Registrierung als registrierter Erlaubnisinhaber nach Â§Â 1 AbsÂ 3
SatzÂ 2 RDGEG ist bei der nach dem RDG Ã¶rtlich zustÃ¤ndigen
RegistrierungsbehÃ¶rde (vgl Â§Â 19 RDG) zu stellen. Vor der Eintragung in das
Register findet seitens der RegistrierungsbehÃ¶rde eine rechtliche PrÃ¼fung des
jeweiligen GeschÃ¤ftsmodells des Rechtsdienstleisters und der von ihm in diesem
Rahmen entfalteten TÃ¤tigkeiten grundsÃ¤tzlich nicht statt; lediglich nach der
Eintragung ist eine anlassbezogene PrÃ¼fung mÃ¶glich (vgl BGH Urteil vom
27.11.2019 â��Â VIIIÂ ZR 285/18Â â�� juris RdNrÂ 81 unter Hinweis auf Morell, NJW
2019, 2574, 2577 und Hartmann, NZM 2019, 353, 356Â f; vgl auch: Klees in
Krenzler, aaO, Â§Â 16 RdNrÂ 1Â ff). Das Registrierungsverfahren stellt kein
eigenstÃ¤ndiges SachkundeprÃ¼fungsverfahren dar, sondern ist nach Â§Â 13
AbsÂ 2 RDG beschrÃ¤nkt auf die PrÃ¼fung der Antragsunterlagen, der
Registrierung und ggf deren anlassbezogenen Widerruf (vgl KÃ¶hler SGb 2009, 441,
448Â f mwN). FÃ¼r die Registrierung von Alterlaubnissen sind der
RegistrierungsbehÃ¶rde nicht einmal diese PrÃ¼fbefugnisse gegeben. Vielmehr
reduziert sich ihre PrÃ¼fkompetenz hier auf das Bestehen einer ausreichenden
Berufshaftpflichtversicherung (Â§Â 1 Abs 4 Satz 1 RDGEG; vgl BTâ��Drucks 16/3655
SÂ 78 f; BVerwG Beschluss vom 30.1.2017 â��Â 10Â BÂ 10/16Â â�� juris RdNrÂ 4),
ohne dass sie einen gesonderten Nachweis der Eignung, ZuverlÃ¤ssigkeit und
Sachkunde verlangen darf (vgl BTâ��Drucks 16/3655 SÂ 78 f; BVerwG Beschluss
vom 30.1.2017 â��Â 10Â BÂ 10/16Â â�� juris RdNrÂ 4). Hiermit korrespondiert die
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in Â§ 1 Abs 3 SatzÂ 3 RDGEG getroffene ausdrÃ¼ckliche Regelung, dass selbst
registrierte Alterlaubnisinhaber lediglich im Umfang ihrer bisherigen Erlaubnis
Rechtsdienstleistungen erbringen dÃ¼rfen, jede darÃ¼ber hinausgehende
Registrierung also durch die vorhandene Alterlaubnis limitiert ist. Anhaltspunkte
dafÃ¼r, dass die Registrierung bei weniger privilegierten Alterlaubnisinhabern iS
von Â§ 1 Abs 3 Satz 1 RDGEG mit weitergehenden Wirkungen verbunden sein
kÃ¶nnte, sind nicht erkennbar. Im Gegenteil legt Â§ 1 Abs 3 Satz 3 RDGEG nahe,
dass auch ein fÃ¤lschlich registrierter Alterlaubnisinhaber Rechtsdienstleistungen
nur im Umfang seiner bisherigen Erlaubnis erbringen darf. Denn dies entspricht
dem Bestandsschutz, der von Â§ 1 Abs 3 RDGEG angestrebt wird. Das Vertrauen
des Rechtsdienstleisters selbst in den Bestand der Registrierung kann folglich nach 
Â§Â 1 AbsÂ 3 SatzÂ 3 RDGEG nur soweit reichen, wie seine (ihm bekannte)
materiellâ��rechtliche Befugnis reicht unter seiner bisher gefÃ¼hrten
Berufsbezeichnung Rechtsdienstleistungen in den Bereichen des Rechts zu
erbringen, auf die sich seine bisherige Alterlaubnis erstreckt. Die
RegistrierungsbehÃ¶rde hat im Ã�bergangsrecht bei der Registrierung einer
bestehenden Alterlaubnis danach keine weitergehende Regelungs- oder
PrÃ¼fbefugnis, nach der sie eine von der frÃ¼heren ErlaubnisbehÃ¶rde erteilte
Alterlaubnis vom Umfang her modifizieren dÃ¼rfte. Ob die jeweilige
Rechtsdienstleistung im Einzelfall vom Umfang der registrierten Alterlaubnis nach 
Â§Â 1 AbsÂ 3 RDGEG gedeckt ist, haben somit die fÃ¼r die geltend gemachten
materiellâ��rechtlichen AnsprÃ¼che zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden (hier: Â§Â 13 AbsÂ 5
SGBÂ X) bzw Gerichte (hier: Â§Â 3 AbsÂ 2 iVm AbsÂ 3 RDGEG; Â§Â 73 AbsÂ 2
SatzÂ 1 undÂ 2 NrÂ 3 SGG) zu prÃ¼fen.

Â 

56

Die dem KlÃ¤ger gegenÃ¼ber bekanntgegebene und im
Rechtsdienstleistungsregister eingetragene Registrierung geht Ã¼ber die bisherige
Erlaubnis nach ArtÂ 1 Â§Â 1 AbsÂ 1 SatzÂ 2 NrÂ 1 RBerG hinaus. Denn diese
umfasste nicht die Befugnis zur Beratung und Vertretung in einem
Widerspruchsverfahren zum Schwerbehindertenrecht ohne konkreten Bezug zu
einer gesetzlichen Rente. Die hier streitige TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers hat somit die
Grenze der ihm erlaubten auÃ�ergerichtlichen Rechtsdienstleistung Ã¼berschritten.
Der Beklagte hat den KlÃ¤ger zu Recht als BevollmÃ¤chtigten im
Widerspruchsverfahren des W wegen Feststellung eines hÃ¶heren GdB
zurÃ¼ckgewiesen. Der PrÃ¤sident des AG Karlsruhe musste nicht zur KlÃ¤rung des
Sachverhalts beigeladen werden, weil diese im Revisionsverfahren grundsÃ¤tzlich
unzulÃ¤ssig ist und der Fall einer notwendigen Beiladung nach Â§Â 75 AbsÂ 2 SGG
nicht vorliegt (Â§Â 168 SatzÂ 1 undÂ 2 SGG).

Â 
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C.Â Die vom Senat vertretene Auslegung zur Ã�bergangsvorschrift des Â§ 1 Abs 3
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RDGEG verletzt nicht die BerufsausÃ¼bungsfreiheit des KlÃ¤gers iS von ArtÂ 12
AbsÂ 1 GG. Der Gesetzgeber ist zwar verpflichtet, eine angemessene
Ã�bergangsregelung fÃ¼r diejenigen vorzusehen, welche eine kÃ¼nftig
unzulÃ¤ssige TÃ¤tigkeit in der Vergangenheit in erlaubter Weise ausgeÃ¼bt haben 
(vgl BVerfG Beschluss vom 16.3.2000 â��Â 1Â BvR 1453/99Â â�� juris RdNrÂ 31;
BVerfG Beschluss vom 5.5.1987 â��Â 1Â BvR 724/81Â uaÂ â�� BVerfGE 75, 246
â��Â juris RdNrÂ 55Â f). Der Gesetzgeber hat aber im Rahmen der Neuordnung
durch das RDG das bisherige Berufsfeld der Rentenberater beibehalten.
Alterlaubnisinhaber dÃ¼rfen im Umfang ihrer bisherigen BerufstÃ¤tigkeit
fortfahren, allerdings nunmehr als registrierte Personen bzw Erlaubnisinhaber je
nach Umfang der Alterlaubnis. Die mit dem RDG durchgefÃ¼hrte Umstellung von
Administrativerlaubnissen auf ein erleichtertes Registrierungsverfahren ist aus
GrÃ¼nden der Verwaltungsentlastung (dazu unter 3.Â a) aa) gerechtfertigt, ohne
dass Hinweise fÃ¼r eine VernachlÃ¤ssigung der typischen Merkmale der
BerufstÃ¤tigkeit des Rentenberaters oder seiner grundrechtlichen Belange
gegenÃ¼ber entgegenstehenden Gemeinwohlinteressen erkennbar wÃ¤ren (hierzu
BVerfG Beschluss vom 21.6.2011 â��Â 1Â BvR 2930/10Â â�� juris RdNrÂ 20 mwN).
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Die fÃ¼r Rentenberater als registrierte Personen nach Â§Â 10 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 2
RDG und als registrierte Erlaubnisinhaber nach Â§Â 1 AbsÂ 3 SatzÂ 2 RDGEG auch
fÃ¼r eine Alterlaubnis weiterhin bestehende BeschrÃ¤nkung der erlaubten
Rechtsdienstleistung im Schwerbehindertenrecht nur mit (konkretem) Bezug zu
einer gesetzlichen Rente stellt â��Â nach wie vorÂ â�� keinen willkÃ¼rlichen
Eingriff in deren BerufsausÃ¼bungsfreiheit dar (zur Arbeitslosenversicherung vgl
bereits zu ArtÂ 1 Â§Â 1 AbsÂ 1 SatzÂ 2 NrÂ 1 RBerG: BVerfG Beschluss vom
22.12.2000 â��Â 1Â BvR 717/97Â â�� SozR 3-1300 Â§Â 13 NrÂ 6 SÂ 25Â f =Â juris
RdNrÂ 13Â ff). Denn der vom Gesetzgeber beabsichtigte Schutz des
Rechtsuchenden, des Rechtsverkehrs und der Rechtsordnung vor unqualifizierten
Rechtsdienstleistungen (Â§Â 1 AbsÂ 1 SatzÂ 2 RDG) stellt eine ausreichende
Rechtfertigung fÃ¼r die IntensitÃ¤t des hier vorliegenden Eingriffs in die
BerufsausÃ¼bungsfreiheit von Rentenberatern im Bereich sozialrechtlicher
Verwaltungsverfahren dar, soweit es diesen wie bereits unter Geltung des RBerG
nach wie vor nicht erlaubt ist, als BevollmÃ¤chtigte ein Widerspruchsverfahren zum
Schwerbehindertenrecht nach dem SGBÂ IX ohne (konkreten) Bezug zu einer
gesetzlichen Rente zu betreiben (vgl zu Steuerberatern: Senatsurteil vom
14.11.2013 â��Â BÂ 9Â SB 5/12Â RÂ â�� BSGEÂ 115, 18 =Â SozR 4â��1300 Â§Â 13
NrÂ 1, RdNrÂ 50).
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D.Â Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â 197a AbsÂ 1 SatzÂ 1 HalbsatzÂ 3 SGG
iVm Â§Â 154 AbsÂ 1 VwGO.
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E.Â Die Streitwertfestsetzung fÃ¼r das Revisionsverfahren folgt aus Â§Â 197a
AbsÂ 1 SatzÂ 1 TeilsatzÂ 1 SGG iVm Â§Â 63 AbsÂ 2 SatzÂ 1, Â§Â 52 AbsÂ 2, Â§Â 47
AbsÂ 1 SatzÂ 1 GKG. Nach dem Vorbringen und dem mit der
Fortsetzungsfeststellungsklage verfolgten erkennbaren Rechtsschutzziel des
KlÃ¤gers erschÃ¶pft sich die Bedeutung des Revisionsverfahrens fÃ¼r ihn nicht nur
in der etwaigen Erstattung der Kosten fÃ¼r sein Auftreten im konkreten
Sozialverwaltungsverfahren. Vielmehr geht es ihm allgemein um die
zukunftsgerichtete KlÃ¤rung seiner Berechtigung, in seiner Eigenschaft als
Rentenberater in Schwerbehindertenverfahren ohne konkreten Bezug zu einer
Rente oder zu VersorgungsansprÃ¼chen fÃ¼r seine Mandanten aufzutreten. Unter
diesem Blickwinkel erscheint es hier mangels hinreichender Anhaltspunkte fÃ¼r
eine anderweitige SchÃ¤tzung gerechtfertigt, fÃ¼r das Revisionsverfahren den
Auffangstreitwert nach Â§Â 52 AbsÂ 2 GKG anzusetzen (vgl BSG Urteil vom
28.3.2019 â��Â BÂ 10Â KG 1/18Â RÂ â�� BSGE 128,Â 15 =Â SozR 4â��1300 Â§Â 13
NrÂ 3, RdNrÂ 49â��50; BSG Urteil vom 5.3.2014 â��Â BÂ 12Â R 7/12Â RÂ â�� juris
RdNrÂ 50 mwN; noch auf den Wert des konkreten GebÃ¼hrenanspruchs
beschrÃ¤nkt Senatsurteil vom 14.11.2013 â��Â BÂ 9Â SB 5/12Â RÂ â�� BSGE 115,
18 =Â SozR 4â��1300 Â§Â 13 NrÂ 1, RdNrÂ 53, auch SenatsbeschlÃ¼sse vom
14.2.2019 â��Â BÂ 9Â SB 50Â und 51/18Â BÂ â�� juris RdNrÂ 26 undÂ 35 sowie
vom 13.7.2018 â��Â BÂ 9Â SB 89/17Â BÂ â�� juris RdNrÂ 15).

Erstellt am: 27.01.2022

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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